
 

  

S 7/7/8 KR 258/03 Mz

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Rheinland-Pfalz
Sozialgericht Landessozialgericht Rheinland-Pfalz
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 5
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Lifterwaage

Hilfsmittel
Leitsätze Eine Querschnittsgelähmte mit

erheblichem Übergewicht hat keinen
Anspruch auf Versorgung mit einer
Lifterwaage als Hilfsmittel, wenn die
Gewichtsreduktion nicht im Rahmen
ärztlicher Maßnahmen erfolgt und nicht
unmittelbar eine Behinderung im Falle
einer nicht gelingenden
Gewichtsreduktion droht.

Normenkette SGB 5 § 33

1. Instanz

Aktenzeichen S 7/7/8 KR 258/03 Mz
Datum 18.10.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 189/04
Datum 20.10.2005

3. Instanz

Datum -

1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Mainz vom
18.10.2004 aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.

2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden Instanzen nicht zu erstatten.

3. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die 1949 geborene KlÃ¤gerin begehrt die Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r die
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Anschaffung einer Personenwaage, die in ihren Bettlifter eingehÃ¤ngt werden soll.

Die bei der Beklagten krankenversicherte KlÃ¤gerin ist seit einem Unfall im Jahre
1998 querschnittsgelÃ¤hmt. Im Jahr 2004 wog sie bei einer KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e von
170 cm 140 kg (BMI = 48,44). Mit Attest vom 10.6.2002 verordnete ihr Hausarzt Dr
G eine Waage zum EinhÃ¤ngen in den vorhandenen Bettlifter, da sie eine normale
Waage nicht mehr benutzen kÃ¶nne und fÃ¼r die diÃ¤tetischen MaÃ�nahmen eine
Gewichtskontrolle erforderlich sei.

Mit Bescheiden vom 14.6.2002 und 15.8.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 30.9.2003 lehnte die Beklagte die Versorgung mit
einer Lifterwaage ab, da die Waage ein Gegenstand des tÃ¤glichen Lebens sei, der
nicht in die Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversicherung falle.

Am 28.10.2003 hat die KlÃ¤gerin beim Sozialgericht (SG) Mainz Klage auf Leistung
der behindertengerechten Waage (Kosten ca 1.000 EUR) erhoben. Durch Urteil vom
18.10.2004 hat das SG die Beklagte unter Aufhebung des angefochtenen
Bescheides verurteilt, die Kosten fÃ¼r eine aks-digitale Lifterwaage zu
Ã¼bernehmen, wobei sich die KlÃ¤gerin den Gebrauchsvorteil einer normalen
Waage von 25 EUR anrechnen lassen mÃ¼sse. Zur BegrÃ¼ndung hat das SG
ausgefÃ¼hrt: Bei der Waage handele es sich um ein Hilfsmittel iSd Â§ 33 Abs 1 des
FÃ¼nften Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB V), das zur Gewichtskontrolle
erforderlich sei. Sie stelle keinen Gebrauchsgegenstand des tÃ¤glichen Lebens dar,
da die von der KlÃ¤gerin benÃ¶tigte Waage eine behinderungsbedingte
Spezialwaage sei. Die Situation sei vergleichbar mit einer aus medizinischen
GrÃ¼nden erforderlichen geeichten Personenstandwaage, fÃ¼r welche das
Bundessozialgericht (BSG) die Eigenschaft als Gebrauchsgegenstand des tÃ¤glichen
Lebens verneint habe (Hinweis auf BSG, 27.6.1985, 8 RK 47/84). Die KlÃ¤gerin
mÃ¼sse sich allerdings gemÃ¤Ã� Â§ 2 Abs 1 Satz 1 SGB V den Gebrauchsvorteil
einer normalen Personenwaage anrechnen lassen, den die Kammer mit 25 EUR
einschÃ¤tze.

Gegen dieses ihr am 16.11.2004 zugestellte Urteil richtet sich die am 24.11.2004
beim Landessozialgericht Rheinland-Pfalz eingelegte Berufung der Beklagten. Der
Senat hat eine Auskunft des die KlÃ¤gerin behandelnden Arztes Dr B vom August
2005 eingeholt, der ua ausgefÃ¼hrt hat: Das KÃ¶rpergewicht der KlÃ¤gerin sei ihm
nicht bekannt. Er halte die Lifterwaage zur Motivation der KlÃ¤gerin fÃ¼r die
Gewichtsabnahme fÃ¼r erforderlich. Konkrete Ã¤rztliche MaÃ�nahmen (zB
stÃ¤ndige Ã¤rztliche Betreuung, konkreter Behandlungsplan oÃ�) seien im
Zusammenhang mit der Gewichtsreduktion nicht beabsichtigt.

Die KlÃ¤gerin hat eine Bescheinigung der Diplom-Ã�kotrophologin Dr R vom
September 2005 vorgelegt, wonach eine Gewichtskontrolle mit einer Lifterwaage
erforderlich sei; es sei ihr keinesfalls zumutbar, weiterhin eine "landwirtschaftliche
Waage" zu nutzen.

Die Beklagte trÃ¤gt vor: Eine Waage verhelfe einer diÃ¤tetischen MaÃ�nahme nicht
zum Erfolg, wenn deren Vorgaben nicht eingehalten wÃ¼rden. Wenn die Vorgaben
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der diÃ¤tetischen MaÃ�nahme strikt befolgt wÃ¼rden, sei diese auch ohne Waage
erfolgreich. Die KlÃ¤gerin habe seit der Beantragung der Lifterwaage weder
diÃ¤tetische MaÃ�nahmen ergriffen noch auf alternative MÃ¶glichkeiten der
Gewichtskontrolle ("Einrichtungen mit entsprechend ausgestalteten
Wiegeeinrichtungen") zurÃ¼ckgegriffen. Eine Gewichtsreduzierung lasse sich ohne
Schwierigkeiten durch das regelmÃ¤Ã�ige Anlegen eines MaÃ�bandes an
entsprechenden KÃ¶rperteilen (zB am Bauch) Ã¼berprÃ¼fen. AuÃ�erdem sei eine
Gewichtsreduktion an der Kleidung feststellbar.

Die Beklagte beantragt,
das Urteil des SG Mainz vom 18.10.2004 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie trÃ¤gt vor: Es treffe nicht zu, dass sie seit der Beantragung der Lifterwaage
keine diÃ¤tetischen MaÃ�nahmen durchgefÃ¼hrt habe. Sie verweise darauf, dass
sie in einem Bericht der W -Klinik vom 28.5.2003 Ã¼ber einen stationÃ¤ren
Aufenthalt vom 22.4. bis 21.5.2003 als hoch motiviert hinsichtlich der
Gewichtsreduktion bezeichnet worden sei. Da sie querschnittsgelÃ¤hmt sei, sei ihr
die Gewichtskontrolle nicht mit Hilfe eines BandmaÃ�es mÃ¶glich.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die Verwaltungsakte der Beklagten
sowie die Prozessakte verwiesen, die ihrem wesentlichen Inhalt nach Gegenstand
der Beratung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die nach Â§Â§ 143 f, 151 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG â�� zulÃ¤ssige Berufung ist
begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat entgegen der Auffassung des SG keinen Anspruch
auf die begehrte Lifterwaage.

Versicherte haben nach Â§ 33 Abs 1 Satz 1 SGB V Anspruch auf Versorgung mit
Hilfsmitteln, die im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg einer
Krankenbehandlung zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder
eine Behinderung auszugleichen, soweit die Hilfsmittel nicht als allgemeine
GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens anzusehen oder nach Â§ 34 Abs 4
SGB V ausgeschlossen sind. Dass die Lifterwaage nicht erforderlich ist, um eine
Behinderung auszugleichen (3. Alternative), bedarf keiner nÃ¤heren BegrÃ¼ndung.
Sie ist aber auch nicht deshalb notwendig, um den Erfolg einer Krankenbehandlung
zu sichern (1. Alternative) oder um einer drohenden Behinderung vorzubeugen (2.
Alternative).

Was zur Krankenbehandlung iSd 1. Alternative des Â§ 33 Abs 1 Satz 1 SGB V zÃ¤hlt,
ergibt sich aus Â§ 27 Abs 1 Satz 2 SGB V. Vorliegend kommt von den dort
aufgezÃ¤hlten Leistungen nur die Ã¤rztliche Behandlung (Â§ 27 Abs 1 Satz 2 Nr 1
SGB V) in Betracht. Unter dem Begriff "Hilfsmittel, um den Erfolg der
Krankenbehandlung zu sichern" sind alle sÃ¤chlichen Mittel zu verstehen, die der
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Krankenbehandlung dienen. Sie mÃ¼ssen aufgrund ihrer Hilfsmitteleigenschaft
spezifisch im Rahmen der Ã¤rztlich verantworteten Krankenbehandlung eingesetzt
werden (BSG, 16.9.2004 B 3 KR 19/03 R; LSG Nordrhein-Westfalen, 17.2.2000, L 16
KR 178/98). Daran fehlt es vorliegend. Zwar mag es sich bei der Adipositas der
KlÃ¤gerin mit einem BMI von 48,44 um eine behandlungsbedÃ¼rftige Krankheit
handeln (BSG, 19.2.2003 B 1 KR 1/02 R, juris Rn 11). Die beabsichtigte
Gewichtsreduktion der KlÃ¤gerin ist jedoch nicht in eine Krankenbehandlung als
Ã¤rztlich verantwortete MaÃ�nahme integriert. Im Zusammenhang mit der
erforderlichen Gewichtsreduktion sollen vielmehr, wie der behandelnde Arzt Dr B
angegeben hat, keine Ã¤rztlichen MaÃ�nahmen (stÃ¤ndige Ã¤rztliche Betreuung,
konkreter Ã¤rztlicher Behandlungsplan oÃ�) erfolgen. Zwar hat die KlÃ¤gerin an
einer DiÃ¤tberatung in der Praxis des Arztes fÃ¼r Allgemeinmedizin Dr B
teilgenommen. Ob die DiÃ¤tberatung eine Ã¤rztliche Behandlung iSd Â§ 27 Abs 1
Satz 2 Nr 1 SGB V darstellt, kann aber offen bleiben. Denn die Gewichtsabnahme
dient nicht zur Sicherung dieser DiÃ¤tberatung. Vielmehr stellt die DiÃ¤tberatung
lediglich eine vorbereitende MaÃ�nahme der Gewichtsreduktion dar.

Der Sachverhalt des vorliegenden Urteils unterscheidet sich in wesentlicher Hinsicht
von demjenigen des Urteils des BSG vom 27.6.1985 (Az 8 RK 47/84). Der damalige
KlÃ¤ger benÃ¶tigte eine geeichte Personenstandwaage zur prÃ¤zisen Messung des
KÃ¶rpergewichts im Rahmen der DialyseÃ¼berwachung und damit im Unterschied
zur KlÃ¤gerin im unmittelbaren Zusammenhang mit einer Krankenbehandlung.

Die Lifterwaage dient auch nicht dazu, einer drohenden Behinderung vorzubeugen
(Â§ 33 Abs 1 Satz 1 2. Alternative). Erforderlich wÃ¤re insoweit, dass eine
Behinderung, nicht nur allgemein, sondern konkret und unmittelbar droht (BSG,
24.9.2002, B 3 KR 15/02 R). Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass im Falle einer nicht
gelingenden Gewichtsreduktion unmittelbar eine derartige Behinderung zu
befÃ¼rchten ist, sind nicht ersichtlich; solche ergeben sich auch nicht aus den von
der KlÃ¤gerin vorgelegten Ã¤rztlichen Attesten und den aktenkundigen Ã¤rztlichen
Befunden. Die allgemeine Gefahr, dass sich das Herzleiden der KlÃ¤gerin ohne
Gewichtsverminderung verschlimmert, genÃ¼gt fÃ¼r eine unmittelbar drohende
Behinderung nicht.

Ferner â�� ohne dass es darauf aber noch entscheidend ankÃ¤me ist die
Lifterwaage zur Gewichtsreduktion nicht erforderlich im Sinne des Â§ 33 Abs 1 Satz
1 SGB V. Zwar ist eine Waage zur Gewichtsabnahme insbesondere zur StÃ¤rkung
der Motivation hierzu â�� nÃ¼tzlich; sie ist aber nicht unumgÃ¤nglich. Die
Verminderung des Gewichts kann auch allein durch das Einhalten einer bestimmten
DiÃ¤t, ohne stÃ¤ndige Gewichtskontrolle, erreicht werden.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Die Revision wird nicht zugelassen, weil die Voraussetzungen des Â§ 160 SGG nicht
vorliegen.
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Erstellt am: 05.12.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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